
PR\1283130DE.docx PE751.733v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2019-2024

Ausschuss für regionale Entwicklung

2023/2076(INI)

18.7.2023

ENTWURF EINES BERICHTS
über die derzeitigen und künftigen Herausforderungen bei der 
grenzübergreifenden Zusammenarbeit mit Nachbarländern
(2023/2076(INI))

Ausschuss für regionale Entwicklung

Berichterstatter: Daniel Buda



PE751.733v01-00 2/10 PR\1283130DE.docx

DE

PR_INI

INHALT

Seite

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS ..........3

BEGRÜNDUNG ......................................................................................................................9



PR\1283130DE.docx 3/10 PE751.733v01-00

DE

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den derzeitigen und künftigen Herausforderungen bei der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit mit Nachbarländern
(2023/2076(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und die 
Artikel 4, 162, 174-178 und 349 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese 
Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere 
Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik1,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
und den Kohäsionsfonds2,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstrumenten 
für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg)3,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/562 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. April 2022 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 
und (EU) Nr. 223/2014 in Bezug auf den Einsatz von Kohäsionsmitteln zugunsten von 
Flüchtlingen in Europa (CARE)4,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1082/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juli 2006 über den Europäischen Verbund für territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ)5,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission vom 29. Mai 2018 für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Mechanismus zur 
Überwindung rechtlicher und administrativer Hindernisse in einem 

1 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159.
2 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.
3 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 94.
4 ABl. L 109 vom 8.4.2022, S. 1.
5 ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 19.
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grenzübergreifenden Kontext (COM(2018)0373),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. September 2017 mit dem 
Titel „Stärkung von Wachstum und Zusammenhalt in den EU-Grenzregionen“ 
(COM(2017)0534),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 3. April 2020 mit dem Titel 
„Leitlinien für die EU-Soforthilfe im Bereich der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit im Gesundheitswesen in der COVID-19-Krise“6,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. September 2020 über die 
Vollendung des europäischen Bildungsraums bis 2025 (COM(2020)0625),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. September 2022 zum achten 
Kohäsionsbericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 
in der EU7,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. März 2018 zu strukturschwachen 
Gebieten in der EU8,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. September 2018 zur Stärkung von 
Wachstum und Zusammenhalt in den EU-Grenzregionen9,

– unter Hinweis auf die Entschließung des Europäischen Ausschusses der Regionen vom 
1. Juli 2021 mit dem Titel „Eine Vision für Europa: Zukunft der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit“10,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für regionale Entwicklung 
(A9‑0000/2023),

A. in der Erwägung, dass von den Kooperationsprogrammen der EU mit 
Nachbarregionen 184 Regionen, 33 Länder und 260 Millionen Einwohner erfasst 
werden;

B. in der Erwägung, dass in Artikel 8 EUV vorgesehen ist, dass die Union besondere 
Beziehungen zu den Ländern in ihrer Nachbarschaft entwickelt, um einen Raum des 
Wohlstands und der guten Nachbarschaft zu schaffen, der auf den Werten der Union 
aufbaut und sich durch enge und friedliche Beziehungen auf der Grundlage von 
Zusammenarbeit auszeichnet;

C. in der Erwägung, dass im Wege der grenzübergreifenden Zusammenarbeit die 
nachhaltige Entwicklung entlang der Außengrenzen der EU unterstützt wird und 

6 ABl. C 111 I vom 3.4.2020, S. 1.
7 ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 100.
8 ABl. C 162 vom 10.5.2019, S. 24.
9 ABl. C 433 vom 23.12.2019, S. 24.
10 ABl. C 440 vom 29.10.2021, S. 6.
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gemeinsame Herausforderungen in Angriff genommen werden;

D. in der Erwägung, dass die derzeitigen geopolitischen Gegebenheiten deutlich vor 
Augen führen, wie wichtig die Stabilität der Regionen an den EU-Außengrenzen ist;

E. in der Erwägung, dass die COVID-19-Pandemie und die russische Aggression gegen 
die Ukraine tiefgreifende Auswirkungen auf sämtliche Programme der 
grenzübergreifenden Zusammenarbeit nach sich gezogen haben, die durch das 
Europäische Nachbarschaftsinstrument (ENI-CBC), das sich auch auf Russland und 
Belarus erstreckt, unterstützt werden, was beträchtliche Folgen für die Hälfte der für 
den Zeitraum 2021-2027 vorgeschlagenen Programme hat;

F. in der Erwägung, dass durch die fragile politische und sicherheitspolitische Lage in 
Nordafrika und durch die Migrationskrise die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit 
im Mittelmeerbecken noch verdeutlicht wird;

Allgemeine Überlegungen zu den Interreg-NEXT-Programmen

1. begrüßt die Angleichung der Interreg-NEXT-Programme an die Interreg-Programme, 
da dadurch das Potenzial entsteht, dass die Verfahren vereinfacht und Synergien 
zwischen den Programmen gestärkt werden und die Effizienz europäischer 
Investitionen erhöht wird; 

2. betont, dass die finanzielle Stärkung der Europäischen Union wichtig ist; begrüßt, dass 
Drittländer verstärkt für die Wiedereinziehung von Mitteln von privaten Begünstigten 
zuständig sind;

3. begrüßt, dass Verwaltungsbehörden die Möglichkeit haben, Daten in elektronischer 
Form an die Kommission zu übermitteln, weist jedoch gleichzeitig darauf hin, dass das 
Ausmaß an Bürokratisierung durch eine häufigere Datenübermittlung eventuell noch 
zunimmt;

4. bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass große Infrastrukturvorhaben nicht 
mehr einer Genehmigung durch die Kommission unterliegen;

5. begrüßt die Aufhebung der Obergrenze für die Finanzierung großer 
Infrastrukturvorhaben durch die EU und ist der Ansicht, dass der Ausbau der 
Infrastruktur zum sozioökonomischen Wachstum in den Grenzregionen beiträgt; 

Grenzübergreifende Zusammenarbeit mit der östlichen Nachbarschaft

6. begrüßt die Aussetzung der grenzübergreifenden Zusammenarbeit mit Russland und 
Belarus sowie die Umleitung der Mittel an die Ukraine und die Republik Moldau;

7. fordert den Einsatz von Mitteln aus den grenzübergreifenden Programmen für den 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, was eine Anbindung der Eisenbahn an die Ukraine 
mit einschließt, damit der Waren- und Getreidefluss reibungslos funktioniert, sodass 
die Ernährungssicherheit gewährleistet werden kann;
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8. erkennt an, dass es wichtig ist, die lokale Kultur und die Erhaltung des kulturellen 
Erbes zu fördern; fordert jedoch, dass die Durchführung von mehr 
Infrastrukturvorhaben gefördert wird, die zur Konnektivität der Regionen beitragen;

9. bedauert die Zerstörung von Wohnungen und Infrastruktur in der Ukraine; hebt die 
aktive Rolle hervor, die Programme der grenzübergreifenden Zusammenarbeit und das 
Neue Europäische Bauhaus bei einem tragfähigen und nachhaltigen Wiederaufbau 
nach dem Krieg spielen sollten; 

10. bedauert, dass Energiequellen als politisches Druckmittel eingesetzt werden; fordert, 
dass mehr Mittel bereitgestellt werden, um die Energieeffizienz zu stärken und die 
Abhängigkeit von Russland zu verringern;

11. begrüßt die Verfahren für die Einbeziehung der Ukraine in das Programm URBACT 
im Rahmen der Europäischen territorialen Zusammenarbeit und den Umstand, dass die 
Ukraine und die Republik Moldau am Europäischen Beobachtungsnetz für 
Raumordnung (ESPON) als Beobachter teilnehmen;

Zusammenarbeit in den Meeresbecken

Schwarzmeerbecken

12. betont, wie wichtig eine verstärkte finanzielle Unterstützung angesichts der 
sicherheitspolitischen Herausforderungen im Schwarzen Meer ist;

13. hebt das Potenzial der Energiequellen im Schwarzen Meer hervor, die in der 
Europäischen Union zu einer nachhaltigen Zukunft im Energiebereich beitragen 
können; 

14. ist der Auffassung, dass mit dem Interreg-NEXT-Programm für das 
Schwarzmeerbecken die nachhaltige Wirtschaftsentwicklung und die effiziente 
Bewirtschaftung gemeinsamer Ressourcen erleichtert werden dürften; 

15. fordert, dass die Häfen am Schwarzen Meer und die dazugehörige Infrastruktur 
modernisiert, ausgebaut und an bereits bestehende Verkehrsknotenpunkte angebunden 
werden und dass insbesondere die Anbindung an die TEN-V-Korridore vollzogen 
wird;

16. fordert eine kohärente Strategie für den Schwarzmeerraum und die Verwirklichung 
von Synergien mit dem Donauraumprogramm 2021-2027;

Mittelmeerbecken

17. begrüßt, dass die Zahl der Länder, die an Interreg-MED-Programmen teilnehmen, 
voraussichtlich zunehmen wird;

18. schlägt eine besser abgestimmte und effizientere Nutzung der bestehenden Fonds vor, 
um die Wettbewerbsfähigkeit im Mittelmeerbecken unter Einhaltung der 
Umweltvorschriften zu steigern;

19. ist der Ansicht, dass grenzübergreifende Programme bei der Steuerung der 
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Migrationsströme und der Förderung der Inklusion beiderseits des Mittelmeers eine 
aktive Rolle spielen müssen;

20. erkennt die entscheidende Rolle von Forschung und Innovation bei der Prävention des 
Risikos von Naturkatastrophen, der nachhaltigen Wasserbewirtschaftung oder der 
Verringerung von CO2-Emissionen an;

21. betont, dass erneuerbare Energiequellen trotz ihres Potenzials weitgehend ungenutzt 
bleiben;

Herausforderungen bei der grenzübergreifenden Zusammenarbeit

22. stellt fest, dass die unterschiedlichen rechtlichen und institutionellen Rahmen 
zusätzliche Hindernisse für die Durchführung von Projekten entstehen lassen;

23. stellt fest, dass Verwaltungsaufwand durch Sprachbarrieren erhöht wird;

24. unterstreicht, dass es zwischen den Staaten Unvereinbarkeiten gibt, was die 
Zuständigkeiten von Behörden betrifft, und dass sich Gebietskörperschaften häufig 
wechseln, was zu Verzögerungen führen kann;

25. stellt fest, dass die Anpassung des Programms an die spezifischen Bedürfnisse und 
Besonderheiten der einzelnen Teilnehmerstaaten weitere Anstrengungen erfordern 
könnte;

26. stellt fest, dass sich die COVID-19-Pandemie negativ auf Grenzregionen ausgewirkt 
hat, was Folgen für die Umsetzung der laufenden Programme und Projekte nach sich 
zieht;

Möglichkeiten der grenzübergreifenden Zusammenarbeit

27. betont, dass bei der grenzübergreifenden Zusammenarbeit mit Nachbarländern die 
Notwendigkeit deutlich wird, in die Resilienz von Staaten und Gesellschaft zu 
investieren;

28. leistet einen wesentlichen Beitrag zur Festigung der Demokratie vor Ort und zur 
Stärkung der Verwaltungskapazitäten in den Partnerländern;

29. betont, dass die Programme Gelegenheit für den Dialog mit einer Reihe von 
Interessenträgern bieten, nämlich mit der Zivilgesellschaft, den lokalen Behörden und 
der Privatwirtschaft;

30. stellt fest, dass im Wege der grenzübergreifenden Zusammenarbeit dazu beigetragen 
wird, regionale Unterschiede abzubauen und den territorialen Zusammenhalt sowie 
Mobilität und Konnektivität zu fördern;

31. hebt sowohl die immateriellen Vorteile wie den Aufbau institutioneller Kapazitäten als 
auch die greifbaren Vorteile in Verbindung mit dem Ausbau der Infrastruktur hervor;

Politische Empfehlungen
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32. empfiehlt eine stärkere Komplementarität zwischen den Projekten und betont, dass 
sich Synergien mit anderen Politikbereichen herausbilden müssen, die sich geografisch 
und thematisch überschneiden, um Doppelfinanzierung zu vermeiden;

33. empfiehlt, dass Finanzierungsinstrumente der Europäischen Union, die für 
Gesellschaften einen Mehrwert erbringen, gefördert werden, um das Bewusstsein für 
die Vorteile Europas zu schärfen; 

34. fordert die Kommission auf, die Verfahren erheblich zu vereinfachen, und betont, dass 
diese flexibel genug sein sollten, um den tatsächlichen Bedürfnissen in den 
Grenzregionen gerecht zu werden;

35. betont, dass die regionalen und lokalen Behörden in die Umsetzung der Projekte 
einbezogen werden sollten; fordert ferner in diesem Zusammenhang die Ausarbeitung 
von Leitlinien;

36. fordert die Kommission auf, die Fähigkeit der Behörden der Partnerländer, sich 
Zugang zu EU-Mitteln zu verschaffen, zu verbessern;

°

° °

37. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen sowie 
den nationalen und regionalen Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Dieser Initiativbericht (INI) wurde im Anschluss an den Sonderbericht des Europäischen 
Rechnungshofs11 vorgelegt, in dem festgestellt wird, dass die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit mit Nachbarländern wertvolle Unterstützung bietet, jedoch auch betont wird, 
dass die Programme erst spät angelaufen sind und dass ihre Komplementarität mit anderen 
von der EU finanzierten Programmen unzureichend war. Der Initiativbericht bezieht sich auf 
die grenzübergreifende Zusammenarbeit (CBC) zwischen den EU-Mitgliedstaaten und den 
Nachbarschaftsregionen, die aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
dem Instrument für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale 
Zusammenarbeit (NDICI) und dem Instrument für Heranführungshilfe (IPA) kofinanziert 
wird, da die Türkei am Programm Interreg NEXT MED und am Interreg-NEXT-Programm 
für das Schwarzmeerbecken teilnimmt.

Die grenzübergreifende Zusammenarbeit ist ein Schlüsselelement der Politik der EU 
gegenüber ihren Nachbarn, durch die die Zusammenarbeit zwischen EU-Ländern und 
Nachbarländern gefördert wird, die eine gemeinsame Binnen- oder Seegrenze haben. Im 
Rahmen der grenzübergreifenden Zusammenarbeit wird die nachhaltige Entwicklung entlang 
der EU-Außengrenzen unterstützt, dazu beigetragen, Unterschiede beim Lebensstandard zu 
verringern, und gemeinsame Herausforderungen werden in Angriff genommen. 

Im Rahmen der Programme der grenzübergreifenden Zusammenarbeit wurde den Regionen 
beiderseits der Grenzen maßgebliche und wertvolle Unterstützung angeboten. In diesem 
Bericht werden die Vorteile und Herausforderungen der Zusammenarbeit dargelegt. Ferner 
wird die Rolle der Europäischen Union bei der Entwicklung der Grenzregionen 
hervorgehoben. 

Nach den dramatischen Entwicklungen in der Ukraine wird in dem Bericht die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit in den Mittelpunkt gerückt. Nach dem russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und der Unterstützung der Aggression durch Belarus wurde 
die Durchführung der ENI-CBC-Programme mit der Ukraine, der Republik Moldau, Russland 
und Belarus erheblich beeinträchtigt. Die Kommission hat alle Finanzierungsvereinbarungen 
mit Russland und Belarus ausgesetzt, sodass nach der Aggression keine Zahlungen mehr an 
die Partner in Russland und Belarus geleistet werden konnten. Auf EU-Ebene wurden 
Abhilfemaßnahmen ergriffen, um die Besonderheiten von Programmen festzulegen, deren 
Durchführung beeinträchtigt wurde – letztendlich konnten grenzübergreifende Programme 
nur im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten fortgesetzt werden.

Auch die COVID-19-Pandemie hat dazu geführt, dass Projekte gestrichen wurden oder sich 
verzögerten. Da die Einführung restriktiver Maßnahmen aufgrund der Pandemie in den 
Grenzregionen schwerwiegende Folgen nach sich zog, verlief die Projektdurchführung 
oftmals uneinheitlich, und Fristen wurden verschoben.

Der Berichterstatter legt einen Initiativbericht vor, der in sieben Kapitel untergliedert ist, in 
denen die zentralen Merkmale der grenzübergreifenden Zusammenarbeit vor dem 

11 https://op.europa.eu/webpub/eca/special-reports/cross-border-27-2022/de/index.html
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Hintergrund der jüngsten Ereignisse vorgestellt werden sollen.

Erstens werden in dem Bericht zentrale Merkmale der Interreg-NEXT-Programme und die 
wichtigsten Änderungen gegenüber den ENI-CBC-Programmen vorgestellt, etwa die 
Vereinfachung der Verfahren durch die Angleichung der Interreg-NEXT-Programme an 
Interreg.

Der Berichterstatter hebt auch die spezifischen Probleme der Zusammenarbeit mit der 
östlichen Nachbarschaft hervor und betont, wie wichtig es ist, die neuen grenzübergreifenden 
Interreg-NEXT-Programme für die Durchführung konkreter Projekte zu nutzen, die zur 
Anbindung der Ukraine an die Regionen der Europäischen Union beitragen und auch den 
Waren- und Getreidetransport effizienter gestalten sollen. Darüber hinaus wird in dem Bericht 
der Stellenwert von Programmen beim Wiederaufbau nach dem Krieg verdeutlicht. 

Insbesondere befasst sich der Bericht mit den Herausforderungen der Zusammenarbeit im 
Schwarzmeerraum und im Mittelmeerbecken; zu diesen gehören aktuell Themen wie 
regionale Entwicklung, Umwelt, Verkehrsinfrastruktur, Migration und Sicherheit. In dem 
Bericht wird die Bedeutung der Interreg-NEXT-Programme sowohl für die Steuerung der 
Migrationsströme als auch für die Verwirklichung von Energieversorgungssicherheit 
hervorgehoben. 

Es wird festgestellt, dass bestehende Verwaltungs- und Sprachhindernisse sowie 
Rechtsunsicherheit die wichtigsten Hürden für die Durchführung von Projekten darstellen. 
Durch die unsichere politische Lage in mehreren Ländern rund um das Mittelmeerbecken, den 
Krieg in der Ukraine und nicht zuletzt durch die derzeitige Sicherheitslage im Schwarzen 
Meer zeigen sich die Herausforderungen bei der Zusammenarbeit wie in einem Brennglas.

Nicht zuletzt konzentrieren sich die politischen Empfehlungen auf eine größere 
Komplementarität zwischen den Projekten und auf die Herausbildung von Synergien 
zwischen den Fonds sowie auf eine möglichst weitgehende Vereinfachung der Verfahren.

Der Berichterstatter ist der Auffassung, dass die Interreg-NEXT-Programme nicht nur die 
Möglichkeit haben, zu einer guten Zusammenarbeit zwischen Grenzregionen beizutragen, 
sondern es auch vermögen, die wirklichen Herausforderungen der heutigen Gesellschaft, seien 
es nun der Krieg in der Ukraine oder die Migrationsprobleme rund um das Mittelmeerbecken, 
zu bewältigen. 


